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Beratungsgegenstand:

Satzung uber die Mitteilung von zur Gebuhrenerhebung erforderlichen
Daten - Vorberatung

Beschlussantrag:

Der Ausschuss fur Umwelt und Technik empfiehlt dem Kreistag, die Sat-
zung zu beschliefl3en.

Heiner Scheffold
Landrat



Sachdarstellung:

Die Ricknahme der Aufgaben der Abfallwirtschaft von den Stadten und Gemeinden auf
den Alb-Donau-Kreis muss bereits jetzt vorbereitet werden. Das bedeutet auch, dass
bereits vor Beendigung der Aufgabentbertragung die fur die Gebuhrenerhebung erfor-
derlichen Daten von den Kommunen an den Landkreis weitergegeben werden mussen.
Eine ausdruckliche Regelung, die diesen Vorbereitungsprozess ermoglichen und er-
leichtern soll, befindet sich in § 6 Abs. 5 Satz 4 Landes-Kreislaufwirtschaftsgesetz
(LKreiWiG)*. Der Landkreis kann demnach eine Satzung erlassen, die die Kommunen
dazu verpflichtet, dem Landkreis die zur Gebuhrenerhebung erforderlichen Daten schon
vor Beendigung der Aufgabenibertragung mitzuteilen. Ohne diese gesetzliche Rege-
lung musste der Landkreis aufgrund datenschutzrechtlicher Vorgaben die Zustimmung
jedes einzelnen Gebuhrenschuldners einholen.

Die vorgelegte Satzung (siehe Anhang) regelt ausschliel3lich die Verpflichtung der
Kommunen zur Datenmitteilung. In § 1 Abs. 2 wird im Einzelnen aufgefuhrt, welche zur
Gebuhrenerhebung erforderlichen Daten dem Landkreis mitzuteilen sind. Nach § 6 Abs.
5 Satz 6 LKreiWiG* i.V.m. § 2 Abs. 4 Satz 2 Kommunalabgabengesetz fur Baden-
Wirttemberg (KAG) mussen die Gebuhrenpflichtigen Uber die Datenerhebung unter-
richtet werden, was gemal} § 1 Abs. 3 der Satzung Uber die Bedarfserhebung im Marz
2022 erfolgen wird.

Die Aufbereitung und Ubermittlung der Daten erfolgt durch den Kommunaldienstleister
komm.one. Hier werden die Stammdaten der Burgerinnen und Burger Uber das Ein-
wohnermeldewesen erfasst und als Datengrundlage herangezogen. Die Kundendaten
der Gewerbebetriebe werden aus den Vorsystemen der Kommunen ermittelt. Auch hier
steht der Landkreis bereits mit den Softwarelieferanten im Austausch beztglich der Da-
tenweitergabe.

Nach der Vorberatung durch den Ausschuss fur Umwelt und Technik und Beschluss

durch den Kreistag am 18. Oktober 2021 wird die Satzung am Tag nach ihrer Bekannt-
machung in Kraft treten.

Beschlussauszuge sind zu Ubersenden an: FD 15

Vertagungsfahig: nein



*§ 6 Absatz 5 Landes-Kreislaufwirtschaftsgesetz (LKreiWiG):

(5) Offentlich-rechtliche Entsorgungstrager, denen Aufgaben nach § 6 Absatz 2 LAbfG
ubertragen wurden, sollen innerhalb von drei Jahren nach Inkrafttreten dieses Gesetzes
gegenuber dem Landkreis erklaren, ob sie die ihnen Ubertragenen Aufgaben als 6ffent-
lich-rechtlicher Entsorgungstrager auch kunftig wahrnehmen werden. Fur den Fall, dass
eine Gemeinde diese Aufgabe nicht mehr wahrnehmen mdchte, ist innerhalb von drei
Jahren nach Abgabe der Erklarung nach Satz 1 Uber die Einzelheiten ein Vertrag abzu-
schlielen. Absatz 3 gilt entsprechend. Zur Vorbereitung des Aufgabeniibergangs
von den Gemeinden auf den Landkreis, insbesondere der Erfullung der Pflichten
des Landkreises als offentlich-rechtlicher Entsorgungstrager und der Erhebung
von Gebiuhren fur die Benutzung der 6ffentlichen Abfallentsorgung, kann der
Landkreis auch vor Beendigung der Aufgabeniibertragung nach Satz 1 Satzungen
aufgrund von § 10 dieses Gesetzes und aufgrund von § 2 des Kommunalabga-
bengesetzes (KAG) in Verbindung mit §§ 13 bis 16 und 18 KAG erlassen, sobald
der Vertrag nach Satz 2 6ffentlich bekanntgemacht ist. Die Satzung kann insbe-
sondere bestimmen, dass die Gemeinden verpflichtet sind, dem Landkreis die zur
Gebuhrenerhebung erforderlichen Daten schon vor der Beendigung der Aufga-
beniibertragung mitzuteilen. § 2 Absatz 4 Satz 2 und 3 KAG bleibt unberthrt.

Ulm, 13. September 2021

Anlage

2021-08-09 FinalDatenubermittiungssatzung



	Gremium
	Datum
	Ostatus
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt
	Anlage

